








Fördersatzung-Bürgermedien

f. Projekte, die dem Aufbau, der Weiterentwicklung oder der Verbes-
serung der sachgerechten Handhabung des Bürgerfunks im Fern-
sehen dienen. (Schwerpunktförderung)

Die LfM kann Produktions- und Sendetechnik den Arbeitsgemeinschaf-
ten zur Verfügung stellen.

(2) Einzelheiten der Förderung werden durch Richtlinien der LfM geregelt.
Darin werden Höchstbeträge für die förderungsfähigen Ausgaben fest-
gelegt. Bei der Festlegung des Förderungsbetrages ist der tatsächliche
Finanzierungsbedarf der Arbeitsgemeinschaft zu Grunde zu legen.

(3) Voraussetzung für die Gewährung von Zuschüssen ist der Nachweis
einer angemessenen Eigenleistung der Arbeitsgemeinschaft. Einzel-
heiten werden in den Richtlinien geregelt.

(4) Eigenleistungen sind alle sich im Vermögen der Arbeitsgemeinschaft
befindlichen oder ihr von Dritten zur Verfügung gestellten Dienst-
leistungen, Geld- und Sachmittel.

(5) Die Förderung wird nur gewährt, wenn eine tätige Unterstützung und
Förderung der Arbeitsgemeinschaft durch Kooperationspartner für die
Dauer der Zulassung gewährleistet ist.

§ 7
Förderung örtlicher Medienkompetenznetzwerke

(1) Die LfM kann Zuschüsse zu örtlichen Medienkompetenznetzwerken
gewähren unter der Voraussetzung, dass in der Regel mindestens zwei
unterschiedliche Bürgermedien nach Abschnitt VIII LMG NRW zusam-
men mit weiteren örtlichen Partnern, insbesondere anerkannten Bildungs-
einrichtungen, ein solches Netzwerk bilden. Von der Regelvoraussetzung
kann abgewichen werden, sofern unterschiedliche Bürgermedien im ört-
lichen Bereich nicht zur Verfügung stehen.

(2) Örtliche Medienkompetenznetzwerke sollen die technischen Ressour-
cen und gestalterischen Qualifikationen der an einem Ort vorhanden
Bürgermedien zusammenfassen, um der Bevölkerung einen einheit-
lichen Ansprechpartner für ein umfassendes und methodisch-didaktisch
integriertes Qualifizierungsangebot zu unterbreiten, das entsprechende
Verbreitungsmöglichkeiten in lokalen Netzwerken und im Internet ein-
schließt.
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§ 8
Förderung von Ausbildungs- und Erprobungskanälen

(1) Die LfM kann Zuschüsse zu Ausbildungs- und Erprobungskanälen ver-
geben, die in der Regel von mindesten zwei unterschiedlichen Bürger-
medien nach Abschnitt VIII LMG NRW unter Einbeziehung weiterer
örtlicher Partner, insbesondere anerkannter Bildungseinrichtungen, ge-
bildet werden.

(2) Ausbildungs- und Erprobungskanäle sollen insbesondere Studierenden
medienbezogener Ausbildungsgänge vorberufliche Medienerfahrungen
unter realitätsnahen Bedingungen vermitteln. Sie sollen zugleich die
Möglichkeit bieten, neue mediale Angebote sowie Umsetzungs- und
Qualifizierungsstrategien zu entwickeln und zu erproben und multi-
mediale Anwendungen umzusetzen.

§ 9
Förderung der Erprobung und

Nutzung neuer Verbreitungsplattformen

(1) Die LfM kann Zuschüsse zur Erprobung und Nutzung neuer Verbrei-
tungsplattformen, insbesondere digitaler Plattformen inklusive Internet
gewähren, sofern sich verschiedene Bürgermedien dazu zusammen-
schließen.

(2) Ziel ist es, Bürgerinnen und Bürgern ein multimediales Qualifizierungs-
und Nutzungsangebot zu unterbreiten, neue Formen der Bürger-
kommunikation zu entwickeln und die Eignung unterschiedlicher neuer
technischer Verbreitungswege zu erproben.

§ 10
Hochschulrundfunk und Bürgerfunk

(1) Die LfM kann Zuschüsse gewähren, sofern Veranstalter nach § 81 LMG
NRW mit den Gruppen nach § 72 Abs. 1 LMG NRW auf den für Sen-
dungen in Hochschulen zugewiesenen Frequenzen zusammenarbeiten.

(2) Ziel der Zusammenarbeit ist es, gemeinsame Sendevorhaben zu ent-
wickeln und Maßnahmen zur Vermittlung von Medienkompetenz durch-
zuführen.
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§ 11
Information über Vergabe von Fördermitteln

(1) Die LfM macht in geeigneter Weise die Förderkriterien dieser Satzung
bekannt.

(2) Die LfM macht weiterhin in geeigneter Weise bekannt, dass für beson-
dere Projekte im Sinne der §§ 1 sowie 6 bis 10 dieser Satzung Zuschüsse
nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften dieser Satzung sowie des
Haushaltsplans der LfM gegeben werden können. Unter Bekanntgabe
des Förderungszieles und der Förderungskriterien setzt sie dabei Fristen
zur Anmeldung von Projekten mit dem Hinweis, dass nach Ablauf der
Frist gemeldete Projekte für das laufende Haushaltsjahr bzw. für
die angegebene Haushaltsperiode nicht mehr berücksichtigt werden
können. In der Bekanntmachung weist sie ferner darauf hin, dass aus
der Anmeldung das konkrete Projekt und ein Finanzierungsplan ersicht-
lich sein müssen.

(3) Nach Ablauf der Frist für die Antragstellung entscheidet die LfM über
die Anträge unter Festlegung der Förderungsquote. Die Bewilligungs-
bescheide sind mit der Auflage des Nachweises einer zweckentspre-
chenden Verwendung der Förderungsmittel und der Rückforderbarkeit
bei Nichteinhaltung der Auflage zu verbinden.

§ 12
 Anträge

(1) Anträge gem. § 2 dieser Satzung können die in § 72 Abs. 1 LMG NRW
genannten Gruppen oder die anerkannten Radiowerkstätten schriftlich
an die Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen (LfM) stellen.

(2) In den Fällen des § 2 dieser Satzung werden die Zuschüsse vierteljähr-
lich entsprechend dem nachgewiesenen Sendevolumen gewährt.

(3) Anträge gem. § 6 dieser Satzung müssen nach den Punkten a bis f auf-
geschlüsselt sein und eine inhaltliche Beschreibung sowie einen  Finan-
zierungsplan enthalten: Personal- und Sachausgaben sind getrennt aus-
zuweisen.

(4) Den Anträgen für eine Projektförderung sind eine Projektbeschreibung
und ein Finanzierungsplan beizufügen: Personal- und Sachausgaben sind
getrennt auszuweisen. Es ist eine Erklärung beizufügen, dass vor Be-
kanntgabe des Bescheides mit dem Projekt nicht begonnen wird.
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§ 13
Bewilligung

(1) Zuschüsse an Gruppen gemäß § 72 Abs. 1 LMG NRW (Zuschuss-
empfänger) werden durch Bescheid der LfM bewilligt. In besonderen
Fällen kann an die Stelle des Bescheides über die Bewilligung eines
Zuschusses auch die Mittelgewährung auf der Grundlage eines Ver-
trages treten.

(2) Die LfM kann bei Förderung gem. § 6 dieser Satzung unter Beifügung
eines Vorbehaltes der Rückforderung und vorbehaltlich einer endgülti-
gen Entscheidung Abschlagszahlungen auf den zu erwartenden Förde-
rungsbetrag leisten.

§ 14
Verwendung von Zuschussbeträgen, Verwendungsnachweis

(1) Der Zuschuss darf vom Zuschussempfänger nur zur Erfüllung des im
Zuwendungsbescheid genannten Zwecks verwendet werden. Die bewil-
ligten Mittel sind sparsam und wirtschaftlich zu verwenden.

(2) Ansprüche aus dem Bescheid dürfen vom Zuschussempfänger weder
abgetreten noch verpfändet werden. Die Erfüllung der Aufgabe darf
weder ganz noch in Teilen einem Dritten übertragen werden.

(3) Mittel, die für den Zweck der Bewilligung nicht benötigt werden, die
nicht zweckentsprechend verwendet werden oder deren Verwendung
sonst gegen diese Bewilligungsbedingungen verstößt, sind vom Zu-
schussempfänger der LfM unverzüglich zurückzuerstatten. Vorüber-
gehend nicht benötigte Mittel sind im Rahmen der Liquiditätserforder-
nisse zinsbringend anzulegen; die Zinserträge dürfen nur für den
Bewilligungszweck verwendet werden oder sind andernfalls unverzüg-
lich der LfM zu überweisen oder ihr zum Zwecke der Verrechnung an-
zuzeigen.

(4) Gegenüber der LfM hat der Zuschussempfänger einen Verwendungs-
nachweis zu führen, der die zweckentsprechende Verwendung der Zu-
schüsse erkennen lässt. Der Verwendungsnachweis besteht aus einem
Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis. Zwischennachweise
erfolgen nach Maßgabe des Bewilligungsbescheides. Die LfM kann im
Einzelfall für die Erbringung des Verwendungsnachweises Fristen
setzen.
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§ 15
Prüfung der zweckentsprechenden Verwendung

von Zuschüssen

(1) Die LfM kann beim Zuschussempfänger jederzeit Bücher, Belege und
sonstige Geschäftsunterlagen – soweit sie nicht bereits mit dem Verwen-
dungsnachweis vorzulegen sind – zur Einsichtnahme anfordern oder die
zweckentsprechende Verwendung durch Einsichtnahme in die Bücher,
Belege und sonstigen Geschäftsunterlagen örtlich prüfen; sie kann sich
hierzu Beauftragter bedienen.

(2) Der LRH ist berechtigt, beim Zuschussempfänger die zweckent-
sprechende Verwendung des Zuschusses nach dieser Satzung zu über-
prüfen.

§ 16
Rücknahme, Widerruf des Zuschusses,

Ausschluss von der Förderung

(1) Rücknahme oder Widerruf von Zuschussbescheiden sowie als Folge hier-
von die Rückforderung der Zuschüsse richten sich nach Verwaltungs-
verfahrensrecht (§§ 48, 49, 49 a VwVfG. NRW).

(2) Gruppen, die zweimal gegen diese Fördersatzung verstoßen, können für
einen Zeitraum von bis zu sechs Monaten von der Förderung ausge-
schlossen werden.

§ 17
Richtlinien

Weitere Einzelheiten der Förderung nach dieser Satzung können durch Richt-
linien der LfM insbesondere zu §§ 3 und 6 geregelt werden.

§ 18
In-Kraft-Treten

(1) Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Gesetz- und
Verordnungsblatt des Landes Nordrhein-Westfalen in Kraft.

(2) Die Satzungen der LfM über die Förderung Offener Kanäle im lokalen
Rundfunk vom 06.07.1993, zuletzt geändert am 22.02.1995 sowie über
die Förderung offener Kanäle in Kabelanlagen vom 29.10.1999 treten
zum gleichen Zeitpunkt außer Kraft.
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Düsseldorf, den 12. Dezember 2003

Der Direktor
der Landesanstalt für Medien
Nordrhein-Westfalen (LfM)

i. V.
Dr. Jürgen  B r a u t m e i e r


